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Amtliche Bekanntmachung 

Änderung der Abfallsatzung 

 
Satzung zur 2. Änderung der 

Satzung über die Vermeidung, Verwertung und Beseitigung 
von Abfällen im Landkreis Alzey - Worms 

(Abfallsatzung) vom 18.12.2002 
in der Fassung vom 12.07.2021 

 
Der Kreistag hat auf Grund 
 

des § 17 der Landkreisordnung (LKO) für Rheinland-Pfalz in der Fassung vom 
31.01.1994 (GVBl. S. 188), zuletzt geändert durch Artikel 9 des Gesetzes vom 
20.12.2024 (GVBl. S. 473, 475), des Landeskreislaufwirtschaftsgesetzes (LKrWG) vom 
22.11.2013 (GVBl. S. 459), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
25.07.2023 (GVBl. S. 207), in Ausführung des Kreislaufwirtschaftsgesetzes vom 
24.02.2012 (BGBl. I S. 212), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 
02.03.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 56) und der Gewerbeabfallverordnung (GewAbfV) vom 
18.04.2017 (BGBl. I S. 896), zuletzt geändert durch Artikel 3 der Verordnung vom 
28.04.2022 (BGBl. I S. 700) 
 
 

in seiner Sitzung am 24.06.2025 folgende Satzung/Satzungsänderung beschlossen.  
  
 
 

§ 1  
 
(1) In § 1 wird folgender Satz angefügt: 
 
Die Rest- und Sperrabfälle werden im Landkreis Alzey-Worms bei der GML – Gemein-
schafts-Müllheizkraftwerk Ludwigshafen GmbH thermisch verwertet. Soweit im Sat-
zungstext der Begriff „Beseitigung“ steht, ist die sonstige Verwertung, insbesondere 
energetische Verwertung im Sinne der 5 Stufigen Abfallhierarchie des KrWG gemeint. 
 
 
(2) § 5 Abs. 1 wird wie folgt neu gefasst: 
 
(1) Zugelassene Abfallbehältnisse im Sinne dieser Satzung sind: 

1.  Grüne Abfallbehältnisse mit 120 / 240 Liter Fassungsvermögen (Bio-
Abfallbehältnis) für kompostierfähige Abfälle. 

2.  entfällt 
3.  Blaue Abfallbehältnisse mit 240 / 660 Liter oder 1,1m³ Fassungsvermögen für 

Papier. 
4.  Graue Abfallbehältnisse mit 120 / 240 Liter Fassungsvermögen für Abfälle, die 

zu beseitigen sind. 
5.  Großbehälter mit 0,77 / 1,1 / 2,5 oder 4,5 m³ Fassungsvermögen für Abfälle, die 

zu beseitigen sind. 



 
6.  Zum einmaligen Gebrauch bestimmte Abfallsäcke mit einer Füllmenge von 

60 Litern, die bei den von der Kreisverwaltung beauftragten Vertriebsstellen 
käuflich zu erwerben sind. 

7.  Gelbe Säcke bzw. gelbe Abfallbehältnisse mit 240 l bzw. in Einzelfällen 1,1 m³ 
Fassungsvermögen für Verpackungen der Betreiber Dualer Systeme. 

 
 
(3) Nach § 5 Abs. 1 wird folgender Absatz eingefügt: 
 
(1a) Zugelassene Rest- und Bioabfallbehältnisse müssen einen vom Abfallwirtschafts-

betrieb Alzey-Worms zugelassenen Chip bzw. Transponder haben. Es werden nur 
Abfallbehältnisse geleert, die mit dem Chip registriert sind. 

 
 
(4) § 5 Abs. 7 wird redaktionell geändert: 
 
(7)  Gewerbliche Siedlungsabfälle sind Siedlungsabfälle aus anderen Herkunftsberei-

chen als privaten Haushaltungen, die in Kapitel 20 der Anlage der Verordnung über 
das Europäische Abfallverzeichnis in der jeweils gültigen Fassung aufgeführt sind, 
insbesondere 

 
a) gewerbliche und industrielle Abfälle, die Abfällen aus privaten Haushaltungen auf 
Grund ihrer Beschaffenheit oder Zusammensetzung ähnlich sind, sowie 
 
b) Abfälle aus privaten und öffentlichen Einrichtungen mit Ausnahme der in Absatz 
6 genannten Abfälle. 
 

 
 
(5) § 9 Abs. 2 wird redaktionell wie folgt geändert: 
 
(2) Abfälle zur Verwertung sind wie folgt getrennt zu überlassen: 

 
 Bioabfälle  
 Grünabfälle 
 Altpapier 
 Verpackungen 
 Altglas 
 direkt recyclingfähiger Bauschutt 
 Kunststoffe 
 Elektro- und Elektronikgeräte 
 Altkleider 
 Sperrabfälle 
 weitere Abfallfraktionen, im Einzelfall nach Weisungen der Kreisverwaltung 

 
 
(6) § 11 Abs. 2 und 3 wird redaktionell wie folgt geändert: 
 
(2) In Wertstoffhöfen sind vom Abfallerzeuger oder Abfallbesitzer folgende Abfälle ge-

trennt zu überlassen: 
 Grünabfälle bis max. 0,5 m³ 
 direkt recyclingfähiger Bauschutt bis max. 0,5 m³ 



 Kunststoffe max. 0,5 m³ 
 Altpapier, Pappe, Kartonagen max. 0,5 m³ 
 weitere Abfallfraktionen, im Einzelfall nach Weisung der Kreisverwaltung. 
Für den Wertstoffhof Gundersheim gilt eine maximale Annahmemenge von 2,0 m³ 
pro Fraktion mit Ausnahme von Grünabfällen.  

 
(3) Im Rahmen des Holsystems (Abholung am angeschlossenen Grundstück) sind vom 

Abfallerzeuger oder Abfallbesitzer zu überlassen: 
 Bioabfälle aus privaten Haushaltungen in grünen Bio-Abfallbehältnissen (nach § 

5 Abs. 1 Ziffer 1, 2 und 6) - Bioabfall darf nicht in Plastiktüten oder kompostierba-
ren Plastiktüten verpackt in die Bio-Abfallbehältnisse gegeben werden. 

 Papierabfälle aus privaten Haushaltungen in blauen Abfallbehältnissen (nach  
§ 5 Abs. 1 Ziffer 3) oder in gebündelter Form. 

 Abfälle zur Beseitigung aus privaten Haushaltungen in grauen Abfallbehältnissen 
(nach § 5 Abs. 1 Ziffer 4, 5 und 6) 

 Verpackungen aus privaten Haushaltungen in gelben Abfallbehältnissen oder 
Säcken der Betreiber Dualer Systeme (nach § 5 Abs. 1 Ziffer 7) 

 Sperrige Abfälle im Rahmen der Sperrmüllabfuhr 
 Elektro- und Elektronikgeräte 
 Gewerbliche Siedlungsabfälle aus anderen Herkunftsbereichen als privaten 

Haushaltungen (§5 Abs. 7) in grauen Abfallbehältnissen nach § 5 Abs. 1 Ziffer 4 
und Großbehältern nach § 5 Abs. 1 Ziffer 5  

 weitere Abfallfraktionen im Einzelfall nach Weisung der Kreisverwaltung. 
 
 
(7) § 12 Abs. 1 und 3 wird redaktionell wie folgt geändert: 
 
(1) Die Pflichtigen im Sinne des § 7 müssen der Kreisverwaltung jedes anschlusspflich-

tige Grundstück schriftlich anzeigen. Sie haben ferner über Art und Umfang der hie-
rauf anfallenden und überlassungspflichtigen Abfälle sowie die Zahl der auf dem 
Grundstück wohnenden Personen und die Zusammensetzung der Haushalte bzw. 
die ausgeübte gewerbliche oder industrielle Nutzung sowie die Anzahl der Beschäf-
tigten Auskunft zu geben. Die Pflichtigen haben ferner über alle Fragen Auskunft zu 
erteilen, soweit sie die Abfallentsorgung und die Gebührenberechnung betreffen. 
Beim Wechsel sind sowohl die bisherigen als auch die neuen Pflichtigen anzeige-
pflichtig. Eine derartige Anzeige ist auch dann zu erstatten, wenn Änderungen ein-
getreten sind. 

 
(2) … 

 
(3) Soweit es die Überwachung der Überlassungspflicht, der Getrenntsammlung und 

ggf. der Überprüfung der Haushalte erfordert, kann der Landkreis Auskunft verlan-
gen, das Grundstück betreten und Einsicht in die Unterlagen nach § 47 KrWG neh-
men. 

 
 
(8) § 13 Abs. 2 wird wie folgt neu gefasst: 
 
(2)  Die Kreisverwaltung bestimmt, welche Behälter vorzuhalten sind. Für anschluss-

pflichtige bewohnte Grundstücke ist, soweit keine Ausnahme nach § 8 vorliegt, 
mindestens ein Behältnis für Abfälle zur Verwertung (Bioabfälle) und ein Behältnis 
für Abfälle zur Beseitigung (Restabfälle) vorzuhalten.  



  Pro Woche und Person sind bei bewohnten Grundstücken  
 mindestens 8 Liter Gefäßvolumen bei Bioabfall-Sparvolumen oder 17 Liter 

Gefäßvolumen bei Bioabfall-Normalvolumen für Abfälle zur Verwertung (Bio-
abfälle) und  

 mindestens 6 Liter Gefäßvolumen für Abfälle zur Beseitigung (Restabfälle) 
 vorzuhalten.  

 
Für die Zahl der Abfallbehältnisse für Abfälle zur Verwertung gilt folgende Re-
gelung: 
 
Bioabfall-Sparvolumen: 
a)  Grundstücke, die mit ein bis sieben Personen bewohnt sind, erhalten ein grünes 

Abfallbehältnis mit 120 l Volumen 
b)  Grundstücke, die mit acht bis fünfzehn Personen bewohnt sind, erhalten ein 

grünes Abfallbehältnis mit 240 l Volumen 
c)  bei Grundstücken, die mit mehr als fünfzehn Personen bewohnt sind, kann der 

Landkreis bestimmen, welche Behälterart vorzuhalten und für die zu erwartende 
Abfallmenge als ausreichend anzusehen ist 
 

Bioabfall-Normalvolumen: 
 

a)  Grundstücke, die mit ein bis sieben Personen bewohnt sind, erhalten ein grünes 
Bio-Abfallbehältnis mit 240 Liter Volumen.  

b)  Für jeweils bis zu weiteren sieben Personen pro Grundstück wird jeweils ein 
weiteres grünes Bio-Abfallbehältnis mit 240 Liter Volumen zur Verfügung ge-
stellt. 

 
Papier, Pappe Kartonagen: 
Die Abfallbehältnisse für Papier mit 240 l Volumen werden in ausreichender Zahl 
auf Wunsch zur Verfügung gestellt. Für größere Behältnisse muss der Bedarf nach-
gewiesen werden. Über die Aufstellung größerer Behältervolumen entscheidet der 
Landkreis im Einzelfall. 
 
Für die Zahl und Größe der Abfallbehältnisse für Abfälle zur Beseitigung 
(Restabfälle) gilt folgende Regelung: 
 

a)  Grundstücke, die mit ein bis sechs Personen bewohnt sind, erhalten ein graues 
Abfallbehältnis mit 120 l Volumen. 

b)  Grundstücke, die mit sieben bis zwölf Personen bewohnt sind, erhalten ein 
graues Abfallbehältnis mit 240 l Volumen. 

c)  Für jeweils bis zu weiteren zwölf Personen pro Grundstück wird jeweils ein wei-
teres graues Abfallbehältnis mit 240 l Volumen zur Verfügung gestellt. 

 
Bei einem Bedarf von mehr als vier Restabfallbehältnissen auf einem Grundstück 
können die Anschlusspflichtigen zur Übernahme eines oder mehrerer Großbehälter 
mit 1,1 m³ Volumen verpflichtet werden, wenn die Aufstellung möglich ist. 
 
Aus wichtigem Grund kann die Kreisverwaltung auf Antrag Abweichungen von der 
vorstehenden Regelung zulassen.  
Dies gilt insbesondere für Großwohnanlagen mit einer Personenzahl größer 25, so-
weit die Abfalltrennung nicht funktioniert. Hier können nach Bedarf Restabfallcontai-
ner in den Größen 1,1 m³, 2,5 m³ oder 4,5 m³ mit einem häufigerem Leerungs-
rhythmus (1-wöchentlich oder 2-wöchentlich) gegen Gebühr gestellt werden.  
 



Auf Antrag stellt die Kreisverwaltung gegen gesonderte Berechnung weitere Behält-
nisse zur Verfügung.  

 
 
(9) § 13 Abs. 3 wird gestrichen. Die nachfolgende Nummerierung bleibt gleich. 
 
 
(10) § 13 Abs. 4 wird redaktionell wie folgt geändert. 
 
(4) Für anschlusspflichtige andere Grundstücke (Anfallstellen von gewerblichen Sied-

lungsabfällen zur Beseitigung) ist ein ausreichendes Behältervolumen gem. § 5 
Abs. 1 Ziffer 4 bzw. 5 entsprechend der zu überlassenden Abfallmenge vorzuhalten. 
Die Bestimmung der vorzuhaltenden Behältergröße erfolgt nach Prüfung der Plausi-
bilität der vom Anschlusspflichtigen vorzulegenden Daten und Unterlagen (§ 12 Abs. 
1). Kann die Plausibilität nicht festgestellt werden, wird für Anfallstellen von gewerb-
lichen Siedlungsabfällen zur Beseitigung die Restmüllbehälterkapazität pro Woche 
unter Zugrundelegung von Einwohnergleichwerten ermittelt. Je Einwohnergleichwert 
wird ein Mindestvolumen von 6 Litern pro Woche zur Verfügung gestellt.  

 
 
(11) § 13 Abs. 7 und 8 werden redaktionell wie folgt angepasst: 
 
(7) Können Grundstücke mit dem Abfuhrwagen nicht angefahren werden und bedeutet 

die Bereitstellung der festen Abfallbehältnisse an der nächsten befahrbaren Straße 
für den Anschlusspflichtigen eine unzumutbare Härte, kann die Kreisverwaltung die 
Benutzung von zum einmaligen Gebrauch bestimmten Abfallsäcken zulassen oder 
verfügen. Die Anzahl der Abfallsäcke richtet sich nach § 13 Abs. 2 entsprechend. Die 
Kreisverwaltung legt die Bereitstellungsorte fest. 

 
(8) Bei Wochenendgrundstücken sind die Abfälle in zugelassenen Abfallsäcken bereit-

zustellen. § 15 Abs. 5 findet sinngemäß Anwendung. Die Abfallsäcke können gegen 
Vorlage des Gebührenbescheides, bei den von der Kreisverwaltung bestimmten Ver-
triebsstellen abgeholt werden. Für jedes anschlusspflichtige Wochenendgrundstück 
sind jährlich mindestens 32 Abfallsäcke abzunehmen. 

 
 
(12) § 14 Abs. 1 und 4 werden redaktionell wie folgt geändert: 
 
(1) Die Abfallbehältnisse für Abfälle zur Verwertung (Bioabfälle) werden 2-wöchentlich 

und die Abfallbehältnisse für Abfälle zur Beseitigung (Restabfälle) aus privaten 
Haushaltungen 3-wöchentlich entleert bzw. abgefahren.  
Die Entleerung der Abfallbehältnisse für Papier bzw. die Papierbündelsammlung er-
folgt 4-wöchentlich. Die Abfallbehältnisse nach § 5 Abs. 1 Ziffer 4 (graue Abfallbe-
hältnisse mit 120/240 l Fassungsvermögen) für gewerbliche Siedlungsabfälle wer-
den mit den Abfallbehältnissen für Abfälle zur Beseitigung aus privaten Haushaltun-
gen 3-wöchentlich abgefahren. Der für die Abfuhr vorgesehene Wochentag wird 
gemäß § 4 Abs. 3 bekanntgegeben.  Die Abfallbehältnisse nach § 5 Abs. 1 Ziffer 5 
(Großbehälter) für gewerbliche Siedlungsabfälle können je nach Bedarf wöchentlich, 
2-wöchentlich, 3-wöchentlich und 4-wöchentlich abgefahren werden. Die Kreisver-
waltung kann im Einzelfall oder für Abfuhrbereiche einen längeren oder kürzeren 
Zeitraum für die regelmäßige Abfuhr festlegen; in diesem Falle gilt Satz 4 entspre-
chend. Muss der Zeitpunkt der regelmäßigen Abfuhr aus besonderen Gründen ver-
legt werden, soll dies rechtzeitig veröffentlicht werden. Unterbleibt dies, können hie-



raus keine Ansprüche, insbesondere Gebührenerstattungen, hergeleitet werden. 
 

(2) ... 
 

(3) ... 
 

(4) Die Abfallbehältnisse sind stets geschlossen zu halten. Die festen Abfallbehältnisse 
dürfen nur so gefüllt werden, dass ihre Deckel noch gut schließen und eine spätere 
ordnungsgemäße Entleerung möglich ist; insbesondere ist ein Einstampfen und 
Einschlämmen sowie das Einfüllen von brennenden, glühenden oder heißen Abfäl-
len nicht erlaubt. Die bereitgestellten Abfallbehältnisse dürfen die maximale Nutzlast 
des jeweiligen Gefäßes nicht übersteigen: 120 Liter 48 kg und 240 Liter 96 kg. 
Abfallsäcke müssen für den Abtransport fest verschlossen sein. Entsprechende 
Weisungen der Beauftragten der Kreisverwaltung sind zu befolgen. 
 

 
(13) § 15 Abs. 1 bis 3 werden wie folgt gefasst: 
 
(1) Sperrige Abfälle in haushaltsüblichen Mengen 

 aus privaten Haushaltungen oder 
 aus anderen Herkunftsbereichen als privaten Haushaltungen soweit die  

Sperrabfälle in Art und Menge haushaltsüblich sind, 
die infolge ihrer Größe oder Beschaffenheit auch nach einer Zerkleinerung nicht in 
die zugelassenen Abfallbehältnisse aufgenommen werden können oder das Entlee-
ren erschweren, werden auf Einzelabruf pro Haushalt zwei Mal im Jahr abgefahren. 
Insbesondere gewerbliche Abfälle, Renovierungsabfälle oder gefährliche Abfälle 
(Holz aus dem Außenbereich), Altreifen, Gartenabfälle oder Kartonagen sind von 
der Sperrabfuhr ausgeschlossen.  
 

(2) Sperrige Abfälle sind getrennt nach Wertstoffarten bereitzustellen. 
 

(3) Von der Abfuhr ausgenommen sind Abfälle, die auf Grund ihrer Einzelgröße (max. 
Ausdehnung 1,70 m) oder ihres Einzelgewichts (Höchstgewicht 50 kg) nicht verla-
den werden können. Das gleiche gilt, wenn von einer Zerkleinerungsmöglichkeit 
kein Gebrauch gemacht wurde oder Abfälle bereitgestellt werden, die in die für das 
Grundstück zugelassenen Abfallbehältnisse verfüllt werden können. Dies gilt insbe-
sondere für Restabfälle.  
 

 
(14) § 16 Abs. 2 wird redaktionell wie folgt angepasst: 
 
(2) Für die getrennte Überlassung der Abfälle nach Abs. 1 setzt der Landkreis Sammel-

fahrzeuge ein. Die Kreisverwaltung bestimmt, welche Abfälle mit Sammelfahrzeu-
gen eingesammelt werden. Die Abfälle sind von dem Erzeuger oder dem Besitzer 
bzw. einem von ihm Beauftragten zu übergeben. Beim Einsammeln mit Sammel-
fahrzeugen ist der Zeitpunkt der Einsammlung mindestens eine Woche vorher zu 
veröffentlichen. § 4 Abs. 3 gilt entsprechend. 

 
 
(15) In § 18 Abs. 1 werden die Ziffern 20. und 21. angefügt: 
 
(20) Fremdstoffe in Containern der Wertstoffhöfe entsorgt. 
 



(21) gegen Weisungen der Wertstoffhofbetreuer zuwiderhandelt. 
 
 
 

§ 3 
 

§ 19 wird wie folgt geändert:  
 
Diese Satzung tritt zum 01.07.2025 in Kraft. 

 
 
Alzey, 26.06.2025 
 
Heiko Sippel 
Landrat 

 
 
 

Neufassung der Abfallgebührensatzung 
 

Siehe Word.Doc. 
 
 
Hinweis gem. § 17 Abs. 6 Landkreisordnung: 
 
Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der LKO oder auf-
grund der LKO zustande gekommen sind, gelten ein Jahr nach der Bekanntmachung als 
von Anfang an gültig zustande gekommen.  
Dies gilt nicht, wenn die Bestimmungen über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmi-
gung, die Ausfertigung oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind, oder 
vor Ablauf der in Satz 1 genannten Frist die Aufsichtsbehörde den Beschluss beanstandet 
oder jemand die Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschriften gegenüber der Kreis-
verwaltung unter Bezeichnung des Sachverhalts, der die Verletzung begründen soll, schrift-
lich geltend gemacht hat. 
 
Hat jemand eine Verletzung nach Satz 2 Nr. 2 geltend gemacht, so kann auch nach Ablauf 
der in Satz 1 genannten Frist jedermann diese Verletzung geltend machen (§ 17 Abs. 6 
LKO). 
 
Der Inhalt dieser Bekanntmachung ist auch auf www.alzey-worms.de einsehbar. 
 
 


